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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 27 Abs. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes die 


Sechsundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 

nebst einer Anlage und Vermerk. 

Die Verordnung wurde im Bundesanzeiger Nr. 130 vom 16. Juli 
1966 verkündet. Sie wird gleichzeitig dem Herrn Präsidenten 
des Bundesrates zugeleitet. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Drucksache V/840 


Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


Sechsundzwanzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 

— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 

Vom 8. Juli 1966 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 

5, 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3, § 10 Abs. 2 bis 4 und § 26 
Abs. 1 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 28. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481) verordnet die Bun- 
desregierung: 

§ 1 

Die Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirtschafts- 
gesetz — in der Fassung der Bekanntmachung vom 

6. Juli 1965 (Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 130 
vom 16. Juli 1965), zuletzt geändert durch die Fünf-, 
undzwanzigste Verordnung zur Änderung der Ein- 
fuhrliste vom 24. Mai 1966 (Bundesanzeiger Nr. 98 
vom 26. Mai 1966), wird in Teil II (Länderlisten) 


und Teil III (Warenliste) nach Maßgabe der Anlage 
geändert. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 8. Juli 1966 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 

Der Bundesminister für Wirtschaft 

Sdimücker 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/840 


Anlage 

zur Sechsundzwanzigsten Verordnung 
zur Änderung der Einfuhrliste 


L In Teil II (Länderlisten) wird unter „Länderliste B" die Land- 
bezeichnung „Rhodesien, Süd-" gestrichen. 


11. Teil III (Warenliste) wird wie folgt geändert: 

1. Bei den Warennummern 0701 42 bis 0701 45 wird dem Kreuz 
( + ) in Spalte 4 das Zeichen *) angefügt und werden in Spalte 5 
die Buchstaben „GMO" eingefügt. 

2. Die Warennummer 0701 92 erhält folgende Fassung: 

0701 92 Blattpetersilie und Stangen- (Bleich-) 


Sellerie: 

1. Blattpetersilie 00+ 

2. Stangen-(Bleich-)Sellerie 00+ *) GMO 


3. Bei der Warennummer 1201 59 wird dem Kreuz ( + ) in Spalte 
4 das Zeichen **) angefügt. 

4. Bei den Warennummern 2401 11 bis 2402 99 wird in Spalte 4 
das Zeichen *) gestrichen; die Fußnote *) am Schluß der Sei- 
ten 45 und 46 entfällt. 

5. Bei den Warennummern 7301 50 bis 7301 99, 7302 51 und 
7302 55 wird in Spalte 4 das Zeichen**) gestrichen; die Fuß- 
note **) am Schluß der Seite 145 entfällt. 
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Drucksache V/840 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Vermerk 

Betr.: Sechsundzwanzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 


Durch diese Änderungsverordnung wird Südrhode- 
sien von der „Länderliste B" gestrichen (I der An- 
lage zum Entwurf). Das bedeutet, daß Waren, deren 
Ursprungs- oder Einkaufsland Südrhodesien ist, nur 
noch mit Genehmigung eingeführt werden können. 
Bislang waren bereits durch die Zweiundzwanzigste 
Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste vom 
16. Dezember 1965 die Einfuhr von Tabak und durch 
die Vierundzwanzigste Verordnung zur Änderung 
der Einfuhrliste vom 25. März 1966 die Einfuhr von 
Roheisen, Ferrochrom und Ferrosiliziumchrom aus 
Südrhodesien entliberalisiert worden. Damit ist die 
Bundesregierung hinter den von der überwiegen- 
den Zahl anderer Staaten getroffenen Sanktions- 
maßnahmen zurückgeblieben. Die Bundesrepublik 
Deutschland sieht sich deshalb zunehmender Kritik 
in der Weltöffentlichkeit ausgesetzt, die nicht nur 
von britischer Seite, sondern wie die jüngsten Dis- 
kussionen im Weltsicherheitsrat zeigen, vor allem 
auch von afrikanischen Staaten ausgeht. Sie droht, 
sollte sie nicht eingedämmt werden, unsere eigenen 
Interessen schwer zu gefährden. Um zu erreichen, 
daß die wirtschaftlichen Sanktionen anderer Länder 
nicht durch erhöhte deutsche Einfuhren aus Süd- 
rhodesien beeinträchtigt werden, ist ein allgemeiner 
Genehmigungsvorbehalt notwendig. Südrhodesien 
hat nämlich in den letzten Jahren Waren vieler Art 
ausgeführt, die nach der Nomenklatur der Einfuhr- 
liste etwa 1200 bis 1300 Positionen ergeben. Diese 
Waren können als Folge von Sanktionen anderer 
Staaten in vermehrtem Umfang zu günstigen Preisen 
auf den deutschen Markt drängen. Außerdem be- 
steht die Möglichkeit, daß Drittlandswaren aller Art 
von südrhodesischen Verkäufern an deutsche Impor- 
teure geliefert werden. Mit der Streichung Süd- 
rhodesiens von der „Länderliste B" entfallen die 
durch die Zweiundzwanzigste und Vierundzwanzig- 


ste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste bei 
den Warenpositionen Tabak, Roheisen, Ferrochrom 
und Ferrosiliziumchrom angefügten Fußnoten (II Nr. 
4 und 5 der Anlage zum Entwurf). Während für 
diese Waren einschließlich Zucker in Fortsetzung 
der gegenwärtigen Genehmigungspraxis bis auf wei- 
teres keine Einfuhrgenehmigungen erteilt werden, 
ist im übrigen bis auf weiteres nicht beabsichtigt, 
Einfuhren zu unterbinden, die den bisherigen Rah- 
men nicht übersteigen. Bei Asbest hängt das Aus- 
maß der mengenmäßigen Beschränkung von dem 
Erfolg der Bemühungen um eine Sicherstellung 
gleichwertiger Ersatzlieferungen (z. B. aus Kanada) 
ab. 

Die Änderungen in II Nr. 1 und 2 der Anlage zum 
Entwurf sind durch die Verordnung Nr. 41 des Rats 
der EWG (AB Nr. 69 vom 19. April 1966 S. 1013/66) 
bedingt, durch die Rosen-, Rot-, Weiß-, Wirsing- 
Kohl und Stangen- (Bleich-) Sellerie in die Qualitäts- 
normenregelung der Verordnung Nr. 23 des Rats 
der EWG über die schrittweise Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Obst und Ge- 
müse (AB Nr. 30 vom 20. April 1962, S. 965/62) auf- 
genommen worden sind. 

Durch die Fünfundzwanzigste Verordnung zur Än- 
derung der Einfuhrliste vom 24. Mai 1966 wurde bei 
bestimmten Waren der Ernährung und Landwirt- 
schaft insbesondere zum Schutz der deutschen Er- 
zeugung von anerkanntem Flochzuchtsaatgut die Ge- 
nehmigungsfreiheit der Einfuhr von der Vorausset- 
zung abhängig gemacht, daß die Ware nicht als Saat- 
gut verwendet wird. Ergänzend wird diese Ver- 
wendungsbeschränkung nun auch auf die Waren- 
position „Rapssamen und Rübsensamen — für an- 
dere Zwecke — " erstreckt (II Nr. 3 der Anlage zum 
Entwurf). 
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